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Geschäft Nr. 17A 

 

Budgetprüfung 2025 

 

1. Gesetzliche Grundlagen 

Das Budget ist die Zusammenstellung der Beträge, die im folgenden Jahr voraussichtlich ausgegeben 

werden und ist gleichzeitig Rechtsgrundlage aufgeführte, ungebundene Ausgaben für den 

bezeichneten Zweck zu tätigen1. Der jährliche Voranschlag (Budget) der Gemeinde Binningen erfolgt 

mit Globalbudgets2. Der Gemeinderat ist zuständig für den Entwurf der Leistungsaufträge und 

Globalbudgets. Der Einwohnerrat ist zuständig für deren Beschluss und Genehmigung3. Die 

Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission begutachtet das Budget und legt dem Einwohnerrat 

Bericht dazu vor4. Die Budgetbegutachtung umfasst namentlich folgende Aufgaben:  

 Überprüfung des Budgets und seiner Beilagen hinsichtlich Richtigkeit und Rechtmässigkeit; 

 Finanzpolitische Würdigung des Budgets sowie des Aufgaben- und Finanzplanes hinsichtlich 

Tragbarkeit und der Erreichung eines auf die Dauer ausgeglichenen Finanzhaushalts.5 

Zusammen mit dem Budget legt der Gemeinderat dem Einwohnerrat den jährlichen Aufgaben- und 

Finanzplan über die voraussichtliche Entwicklung der Gemeindeaufgaben mit ihren Auswirkungen auf 

den Finanzbedarf und den Massnahmen zur Beibehaltung oder Erreichung eines auf Dauer 

ausgeglichenen Finanzhaushalts zur Kenntnisnahme vor6.  

 

2. Vorbemerkung 

Die Mitglieder der Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission haben das Budget am Dienstag, 

17. September 2024 per E-Mail und damit rechtzeitig zur Prüfung zugeschickt erhalten. Die 

Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission und ihre Subkommissionen haben das Budget an 

ihren Sitzungen und mittels Fragen an den Gemeinderat beraten. 

 

3. Richtigkeit und Rechtmässigkeit 

Die gesetzlich geforderte Feststellung der Richtigkeit und Rechtmässigkeit des Budgets und seiner 

Beilagen kann die Kommission nach Prüfung und Beratung grundsätzlich geben, mit der 

Einschränkung, welche sich aus den durch die Subkommissionen allenfalls nachstehend aufgeführten 

Anmerkungen ergeben. Die Kommission erfüllt ihren gesetzlichen Auftrag mit Überprüfung der 

Richtigkeit und Rechtmässigkeit nach bestem Wissen und Gewissen durch Rückfragen und 

Stichproben. Naturgemäss ist dabei keine Vollständigkeit möglich. 

  

                                            
1 Gemeinderechnungsverordnung §25 
2 Gemeindeordnung §22 
3 Gemeindegesetz §53 
4 Gemeindegesetz §158 
5 Gemeinderechnungsverordnung §55 
6 Gemeindegesetz §157c 
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4. Finanzpolitische Würdigung 

4.1. Budget 

Der Budgetvorschlag des Gemeinderates sieht für das Budgetjahr 2025 (nachfolgend «Budget 2025») 

in der Erfolgsrechnung ein positives Ergebnis mit einem Ertragsüberschuss von CHF 2.4 Mio. (Vorjahr: 

Aufwandüberschuss von CHF 1.0 Mio.) vor, resultierend aus einem Gesamtaufwand von 

CHF 103.8 Mio. (Vorjahr: CHF 96.5 Mio.) und einem Gesamtertrag von CHF 106.2 Mio. (Vorjahr: 

CHF 95.5 Mio.). Gegenüber dem Budget 2024 steigt der Aufwand um CHF 7.3 Mio. (7.5%) und der 

Ertrag steigt um 10.7 Mio. (11.3%). Der Gemeinderat erklärt das prognostizierte Ergebnis 

insbesondere mit dem darin enthaltenen Erlös von CHF 6.5 Mio. aus dem Verkauf des Kabelnetzes 

und der Auflösung der Spezialfinanzierung Kabelnetz.  

Im Mehrjahresvergleich bleibt der Personalaufwand gemäss den Anträgen der GRPK mit 

CHF 39.9 Mio. (CHF 39.8 Mio.) praktisch auf Vorjahresniveau und dies bei einem Stellenetat von 156 

(+0.2%) Vollzeitstellen, wovon der Teuerungsausgleich CHF +0.2 Mio. beiträgt. Die Plafonierung wird 

durch den fehlenden Teuerungsausgleich für die Lehrpersonen erreicht, für welche der Kanton 

keinen Teuerungsausgleich gewährt.  

Mehraufwendungen gegenüber dem Vorjahresbudget resultieren beim Sach- und übrigen 

Betriebsaufwand (CHF +0.8 Mio. oder 5.1%) aufgrund von Dienstleistungshonoraren und dem 

Unterhalt für Mobilien und immaterielle Anlagen, beim Finanzaufwand (CHF +0.4 Mio.) infolge 

Anhebens der Vergütungszinsen auf Steuern von 0.3% auf neu 1.5%, bei den Einlagen in Fonds und 

Spezialfinanzierungen (CHF +3.7 Mio., vorwiegend Verkauf des Kabelnetzes) und beim 

Transferaufwand (CHF +2.0 Mio.).   

Gegenüber dem Budget 2024 wird der Fiskalertrag um 0.3% höher budgetiert mit CHF 66.9 Mio. 

(CHF 66.6 Mio.). Der Gemeinderat hat die Steuererträge wieder ohne Vorjahressteuern budgetiert, 

aber aufgrund des Vorsichtsprinzips auf die Wachstumssteigerung verzichtet. 

Mehrerträge gegenüber dem Vorjahresbudget resultieren bei den Entgelten (CHF +2.7 Mio.) 

hauptsächlich bedingt durch den Verkaufserlös Kabelnetz (CHF +3.9 Mio.), den Entnahmen aus Fonds 

und Spezialfinanzierungen (CHF +6.6 Mio.) vorwiegend infolge Verkaufs des Kabelnetzes und beim 

Transferertrag (CHF +1.4 Mio.). 

Die Bilanz wiese gemäss Budget 2025 nach Investitionen und Gewinnausgleich Ende 2025 einen 

Überschuss von CHF 37.3 Mio. aus. Das Verwaltungsvermögen soll auf CHF 59.9 Mio. (+57.2% 

gegenüber Forecast 2024) ansteigen. Im Eigenkapital sind die Verpflichtungen gegenüber 

Spezialfinanzierungen (Abwasser, Abfall) und dem Fonds im Eigenkapital von CHF 6.8 Mio., 

Vorfinanzierungen von CHF 55.8 Mio. sowie finanzpolitische Reserven von CHF 22.6 Mio. enthalten. 

Das Budget 2025 weist ein Nettoinvestitionsvolumen von insgesamt CHF 23.1 Mio. aus. Die grossen 

Investitionen im Verwaltungsvermögen sind die Erweiterung Schulcampus Dorf (CHF 10.9 Mio.), der 

Erweiterungsbau Meiriacker (CHF 3.3. Mio.), die Sanierung Werkhof (CHF 1.0 Mio.), die Sanierung der 

Schwimm- und Sporthalle Spiegelfeld (CHF 1.3 Mio.) und im Finanzvermögen die Sanierung Schloss 

Binningen (CHF 1.0 Mio.). 

Tragbarkeit: 

Das Budget 2025 ist in Anbetracht des bestehenden Bilanzüberschusses für die Gemeinde tragbar. 

Aufgrund der hohen Liquidität kann die Finanzierung der Investitionen vorerst vollständig aus 

eigenen Mitteln erfolgen. Ohne den einmaligen Sondereffekt aus dem Verkauf des Kabelnetzes 

würde ein Aufwandüberschuss von CHF 4.3 Mio. resultieren.  
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Da für die Finanzplanjahre ein Defizit prognostiziert wird, hat der Gemeinderat unter anderem 

folgende Massnahmen getroffen: beim Sach- und Betriebsaufwand (Artengliederung 31) wurden 

lediglich 95 Prozent der budgetierten Aufwände berücksichtigt und nicht verwendete Budgetposten 

müssen begründet bzw. gestrichen werden. Der jährliche Leistungszuwachs beträgt ein Prozent. 

Aufgrund der Steuerprognose des Kantons wurde für die Planjahre 2026 – 2029 mit einem 

Steuerwachstum von 2.5 Prozent gerechnet. Diese Anhebung der Prognose stellt eine 

Praxisänderung bei der Budgetierung dar. Die Tragbarkeitsberechnung der Immobilienvorhaben und 

die Normalisierung der Binninger Steuereinnahmen (keine Sondereffekte) sind in die Planjahre 

integriert. 

 

4.2 Aufgaben- und Finanzplan 

Der Finanzplan des Gemeinderats (2026-2029) weist über die nächsten (Plan-)Jahre durchgehend 

negative, operative Ergebnisse zwischen CHF 2.1 Mio. (2026) und CHF 3.6 Mio. (2029) aus bzw. 

Aufwandüberschüsse zwischen CHF 1.9 Mio. (2026) und CHF 2.0 Mio. (2029). 

Der betriebliche Aufwand steigt 2026 bis 2029 von CHF 95.2 Mio. auf CHF 101.0 Mio. (+5.9%) an. 

Grund für den Anstieg sind steigende Abschreibungen (CHF +3.8 Mio.), Personalaufwendungen 

(CHF 1.2 Mio.) und Finanzaufwände (CHF +0.9 Mio.). 

Der betriebliche Ertrag nimmt in der gleichen Periode von CHF 91.6 Mio. auf CHF 96.9 Mio. (+5.8%) 

zu. Dies z.T. infolge Zunahme des Steuerertrages (CHF +5.3 Mio.) und ausserordentlicher Erträge 

(CHF +1.3 Mio.; Auflösung aus Vorfinanzierungen). 

Das vorgesehene Investitionsvolumen beträgt in der Planperiode CHF 120.4 Mio. (Vorjahr: 

CHF 99.4 Mio.). Dem steht eine kumulierte Selbstfinanzierung von CHF -4.4 Mio. gegenüber. Das 

bedeutet, dass die vorgesehenen Investitionen nicht mit selbst erwirtschafteten Mitteln 

(Ertragsüberschüsse plus Abschreibungen) finanziert werden können. Der kumulierte 

Finanzierungsfehlbetrag liegt bei CHF 119.4 Mio. Deshalb wird in den Planjahren 2027 bis 2029 

Fremdkapital von CHF 60 Mio. nötig sein, um die Liquidität zu gewährleisten. Das Fremdkapital wird 

2029 auf CHF 122.8 Mio. zunehmen. 

 

Tragbarkeit und Erreichung eines auf Dauer ausgeglichenen Finanzhaushalts: 

Der Gemeinderat weist darauf hin, dass der durchschnittliche Selbstfinanzierungsgrad über 8 Jahre 

bereits ab dem Planjahr 2026 mit 58.5 Prozent unter der von §41 der bis Ende 2024 geltenden 

Gemeindeordnung (GO) vorgesehenen Mindestmarke von 100 Prozent liegt. Zukünftige Budgets 

würden nach altem Recht zur Genehmigung der Zustimmung von 2/3 der anwesenden 

Einwohnerräte bedürfen.  

Die ab 2025 geltende Schuldenbeschränkung gemäss §41 GO wird im gesamten Planungszeitraum 

eingehalten. Der Nettoverschuldungsquotient bleibt immer unter 150%. 

Die neue Defizitbeschränkung gemäss §41a Abs. 1 wird in den Planjahren 2030 und 2031 jedoch 

nicht mehr eingehalten. Vorher und danach wird die Defizitbeschränkung eingehalten. Entwickelt 

sich der Finanzhaushalt wie geplant, wäre für die Bewilligung der Budgets 2030 und 2031 ein 2/3-

Mehr erforderlich. In den Planjahren 2030 und 2031 ist jedoch der Bilanzüberschuss (kumulierte 

Überschüsse) voraussichtlich grösser als 25 % der kommunalen Fiskalerträge. Das kumulierte 

Gesamtergebnis der Erfolgsrechnung über acht Jahre wäre aber negativ. 
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Die Kommission weist darauf hin, dass die Planung über den 5-Jahreshorizont hinaus geht und damit 

erheblichen Unsicherheitsfaktoren unterliegt. Trotzdem ist diese Berechnung für die grundsätzliche 

Tragbarkeitsprognose hilfreich. 

 

4.3  Festlegung Steuerfuss 

Der Gemeinderat stellt Antrag die Gemeindesteuern bei einem Steuerfuss von 49% der kantonalen 

Einkommens- und Vermögenssteuer zu belassen.  

Der Gemeinderat beantragt den Steuerfuss der Ertragssteuer auf 31% und jenen der Kapitalsteuer 

auf 55% festzulegen. 

Die GRPK folgt dem Antrag des Gemeinderates und beantragt, die Steuerfüsse auf dem bisherigen 

Niveau zu belassen und anzunehmen. 

 

4.4 Direktbeschlüsse 

Der Gemeinderat beantragt einen Direktbeschluss für die Ersatzbeschaffung des Werkhoffahrzeug 

Multicar 31 in der Höhe von CHF 490 000. Dies beinhaltet Fahrzeug mit Zusatzausrüstungen 

Schneepflug, Salzstreuer und Wasserfass. Das neue Fahrzeug soll vollelektrisch sein und integrierbar 

in das Wechselsystemkonzept. 

Die GRPK folgt dem Antrag des Gemeinderates und beantragt Annahme des Direktbeschlusses. 

 

4.5 Update Teuerungsausgleich 

Die Finanzdirektion des Kantons hat am 29.10.2024 allen Gemeinden einen weiteren Budgetbrief 

zugestellt. Demnach wird der Kanton dem Landrat beantragen, auf die Teuerung für das 

Kantonspersonal zu verzichten. Das bedeutet für die formal von der Gemeinde angestellten 

Lehrpersonen der Kindergarten- und Primarstufe, dass diese keinen Teuerungsausgleich erhalten, 

weil deren Lohnbedingungen vom Kanton vorgegeben werden. Hinsichtlich der Teuerung sieht es je 

nach Entscheidung, wie folgt aus: 

1) Folgt der Einwohnerrat dem Budgetbrief vollumfänglich, resultiert ein Minderaufwand im 

Budget 2025 von: CHF 362 585. 

2) Folgt der Einwohnerrat dem Budgetbrief nur teilweise und gewährt den Teuerungsausgleich 

für die Mitarbeitenden der Gemeindeverwaltung, resultiert ein Minderaufwand im Budget 2025 von: 

CHF 202 545. 

Unabhängig von der Entscheidung ist festzuhalten, dass in den Umlagen und Transferaufwänden 

nachträglich der Teuerungsausgleich nicht mehr abgebildet ist. 

Die Kommission hat erwogen, dass  

- der Einwohnerrat nur für den Teuerungsausgleich der Mitarbeitenden der Gemeinde 

zuständig ist  

- der Teuerungsgleich eine vertragliche/reglementarische Verpflichtung ist  

- der Ausgleich der Teuerung lediglich auf eine neue Budget-/Rechnungsperiode verschoben 

werden kann, jedoch dann dementsprechend höher ausfällt 
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Die Kommission beantragt darum dem Einwohnerrat, den Teuerungsausgleich für die 

Mitarbeitenden der Gemeindeverwaltung zu gewähren. 

Beschliesst der Einwohnerrat antragsgemäss, so resultiert ein Minderaufwand im Budget 2025 von: 

CHF 202 545. Dieser Minderaufwand ist bei den Anträgen im Punkt 6 dargestellt. 

Zusätzlich hat der Kanton die Prognose für die Ergänzungsleistungsbeiträge nach oben angepasst. 

Hinsichtlich des EL-Beitrages ist ein Mehraufwand von rund CHF 20 000 für die Gemeinde Binningen 

dabei vernachlässigbar. 

 

5.  Anmerkungen zum Budget 

Allgemein  

Die Antworten des Gemeinderates wurden in der inhaltlichen Qualität und den präzisen Aussagen 

von den Subkommissionen gewürdigt und bestens verdankt. Dank diesem Umstand konnte der sehr 

enge Zeitplan ohne zusätzliche Fragestellungen und weiteren Abklärungen eingehalten werden. 

 Es ist sehr positiv, dass das Budget reibungslos und in guter Qualität erstellt werden kann.  

 Die Entwicklung und die Veränderungen bei den Personalkosten waren alle erklärbar. Die 

Kommission kann den Überlegungen des Gemeinderats zur Entlöhnung des Personals und 

zur Gestaltung des Personaleinsatzes folgen. 

 Die Kommission hat festgestellt, dass die Gemeinde für die Personalrekrutierung kaum social 

media einsetzt. Auch wenn die Gemeinde heute ohne social media auskommt, empfiehlt die 

Kommission eine social media-Präsenz aufzubauen, um zukunftsfähig zu bleiben. 

 Die Kommission beurteilt das Vorgehen des Gemeinderates in Sachen Parkgebühren und 

Parkieren auf der Allmend als zweckmässig. Sie wünscht zusätzlich, dass ab und zu darauf 

aufmerksam gemacht wird, dass die Bevölkerung behindernd abgestellte Fahrzeuge 

(insbesondere Miet-Trottinettes und -Velos) melden soll. 

 Die Kommission hat erfreut zur Kenntnis genommen, dass die Energiestrategie demnächst in 

überarbeiteter Form vorliegt. Sie wünscht sich aber darüber hinaus, dass die Publikationen 

auf der Webseite zum Thema Energiestrategie und die aktuelle Situation der 

Energieverwendung in Binningen laufend aktualisiert werden.  

Empfehlungen 

Die Kommission ist sich bewusst, dass die Leistungsziele umformuliert werden müssen. Dies ist eine 

der Aufgaben der neuen Rechnungsprüfungskommission. Andererseits kam im Beratungsprozess 

zum Ausdruck, dass im Budget die Verbindung zwischen den Leistungszielen und dem vorgelegten 

Budget 2025 fehlt. Hier wünscht sich die GRPK eine Verbesserung. 

Die GRPK empfiehlt dem Gemeinderat, 

 dass die Verwaltung für die Personalrekrutierungen eine social media-Präsenz aufbaut, um 

zukunftsfähig zu bleiben. 

 dass er regelmässig darauf aufmerksam macht, dass die Bevölkerung behindernd abgestellte 

Fahrzeuge (insbesondere Miet-Trottinettes und -Velos) melden soll. 

 dass die Webseite zum Thema Energiestrategie und die aktuelle Situation der 

Energieverwendung in Binningen laufend aktualisiert werden. 
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6.  Anträge an den Einwohnerrat (Anträge Gemeinderat in Klammern) 

1. Die Leistungsaufträge werden genehmigt. 

2.  Die Globalbudgets mit einem Nettoaufwand von insgesamt CHF 53 188 098 (CHF 53 390 643) 

für folgende Produktgruppen werden genehmigt (Zahlen gerundet): 

 CHF 

- Einwohnerdienste, Aussenbeziehungen  2 401 296 

- Steuern  1 211 486 

- Gesundheit  11 876 905 

- Kultur, Freizeit, Sport  5 188 550 

- Bildung  (CHF 25 065 026) 24 862 481 

- Öffentliche Sicherheit  1 447 565 

- Soziale Dienste  7 951 484 

- Verkehr, Strassen  2 938 667 

- Versorgung  -5 320 542 

- Ortsplanung, Baugesuche 630 206 

 

3.  Die Positionen ausserhalb der Globalbudgets mit einem Nettoertrag von insgesamt 

CHF 55 823 224 werden genehmigt. 

4. Die Ansätze für die Gemeindesteuern werden wie folgt beschlossen: 

- 49 % Steuerfuss der kantonalen Einkommens- und Vermögenssteuer 

- 31 % Steuerfuss für die Ertragssteuer 

- 55 % Steuerfuss für die Kapitalsteuer 

5.  Die Feuerwehr-Ersatzabgabe beträgt unverändert 3 ‰ vom steuerbaren Einkommen. 

6.  Das Budget der Erfolgsrechnung 2025 mit Aufwendungen von CHF 103 570 130 

(CHF 103 772 675), Erträgen von CHF 106 205 256 und einem Ertragsüberschuss von 

CHF 2 635 126 (CHF 2 432 581) wird genehmigt. 

7.  Folgende Investitionsausgaben werden direkt beschlossen: 
- Ersatzbeschaffung Werkhoffahrzeug Multicar CHF 490 000 

 

8. Das Investitionsbudget 2025 mit Ausgaben von CHF 23 252 000, Einnahmen von CHF 170 000 

und Nettoinvestitionen von CHF 23 082 000 wird zur Kenntnis genommen. 

9.  Der budgetierte Stellenetat für 2025 mit 11 901 Stellenprozenten (Kategorie A) wird 

genehmigt. 

 

Für die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommission des Einwohnerrats Binningen  

Der Präsident:  Der Vizepräsident:  

 

 

Christoph Daniel Maier  Hubert Steffen 

 


